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Daniele Ganser

IM BLICKFELD

JENSEITS DER EUROPAISCHEN UNION?

Alternativen zur Schweizer Integrationspolitik

Der bilaterale Weg bildet seit der Ablehnung des Beitritts zum Europiischen
Wirtschaftsraum den Kern der schweizerischen Integrationspolitik. Diese vom
Stimmuvolk gegen den Willen der Regierung verlangte langsamere Integrationstaktik
hat die Schweiz mit dem Inkrafitreten der ersten bilateralen Vertrige im Juni
2002 aus dem Alleingang herausgefiihrt. Die Debatte um Alternativen zum

EU-Beitritt muss weiterhin aktiv gefiihrt werden.

Gemiiss den Abstimmungsanalysen
nach dem historischen Nein vom 6. Dezember 1992
zum EWR haben sowohl bei Befiirwortern wie Geg-
nern wirtschaftliche Argumente und die Themenfel-
der Lohne, Preise, Mirkte, Zinsen und Arbeitsmarkt
den Ausschlag gegeben. Mit dem bilateralen Weg hat
der Souverin wirtschaftspolitische Reformen, wie sie
die EU-Kommission von den Mitgliedern des Bin-
nenmarktes fordert, in der Schweiz abgewendet oder
hinausgezogert. Offentliche Monopole wurden nicht
oder nur langsam abgebaut, Kartelle blieben beste-
hen, Parallelimporte wurden hinausgezdgert, der Ar-
beitsmarkt blieb geschiitzt, und der Binnenmarkt un-
ter den Kantonen wurde trotz Binnenmarktgesetz bis
heute nicht realisiert.

Dieser Reformstau driicke auf das Wachstum, kri-
tisieren heute Politiker von rechts bis links und for-
dern zu Recht ein mutigeres Vorgehen. Die Schweiz
miisse auch ohne Druck aus Briissel fihig sein, sich
zu wandeln. Befiirworter eines EU-Beitritts beobach-
ten zudem, dass die Schweiz mit dem bilateralen Weg
ihr politisches Mitspracherecht in Briissel freiwillig
vergeben habe und nun im autonomen Nachvollzug
gezwungen sei, Europarecht ohne Mitbestimmung zu
iibernehmen, was klar einem Souverinititsverlust
gleichkomme.

Es erstaunt nicht, dass der aus der Not erschaffene
bilaterale Weg nach zehn Jahren Erfahrungen heute
kritisiert wird und sowohl fiir den wirtschaftspoliti-
schen Reformstau in der Schweiz als auch den nicht
vorhandenen Einfluss auf die EU-Gesetzgebung in
Briissel verantwortlich gemacht wird. Trotzdem
bleibt, wie es die Aussenpolitische Kommission des
Stinderates nach Abwigen aller Optionen im Mirz
2002 niichtern formulierte, «der bilaterale Weg zur-
zeit der am leichtesten gangbare und einzig mehrheits-
fihige». Dies gilt, auch wenn sich die zweite bilaterale
Verhandlungsrunde weiterhin schwierig gestaltet
und die Diplomaten referendumsresistente Vertrige
nach Hause bringen miissen. Denn der Mehrwert

einer Neuauflage des EWR hat sich seit der Integra-
tion in den Binnenmarkt durch die «Bilateralen I»
verfliichtigt. Und schon die Rede vom EU-Vollbei-
tritt ist seit dem klaren Nein zur Initiative «Ja zu Eu-
ropa» vom Mirz 2001 zum Tabu mutiert.

Dass der Souverin Beitrittsverhandlungen mit der
EU trotzdem nicht untersagen will, wie es eine Ini-
tiative von Lega und Schweizer Demokraten 1997
forderte, hat er an der Urne mit 73 Prozent Nein aber
deutlich kundgetan. Ebenso haben die Analysen nach
der gescheiterten «Ja zu Europa»-Abstimmung erge-
ben, dass die Schweizerinnen und Schweizer nicht
grundsitzlich gegen einen EU-Beitritt sind, sondern
ganz deutlich das Argument des verfrithten Zeit-
punkts dominierte.

Missverstandliche Signale

Wihrend sich der Souverin also alle Optionen offen
lisst, muss die Frage erlaubt sein, weshalb denn der
Bundesrat trotz der gegenwirtigen innenpolitischen
Unmaoglichkeit eines EU-Beitritts an dem schon im
Mai 1992 in Briissel deponierten Beitrittsgesuch fest-
hilt und es nicht zuriickzieht. Ist das eingefrorene
Beitrittsgesuch denn nur die Offenhaltung der Op-
tion fiir einen Beitritt, welches, so es denn zuriickge-
zogen wiirde, die falschen Signale an unsere Nach-
barlinder in Europa senden und die bilateralen Ver-
handlungen belasten wiirde? Oder ist es eben nicht
doch ein echtes Beitrittsgesuch, welches als Ziel die
Strategie der Regierung erst definiert? Der aussen-
politische Bericht des Bundesrates vom November
2000 schafft die notwendige Klarheit, indem er offen
formuliert: «Der EU-Beitritt bleibt das Ziel des Bun-
desrates, weil die Interessen unseres Landes lingerfristig
besser innerhalb als ausserhalb der EU gewahrt werden
kinnen. Die europiischen Entwicklungen der Neunzi-
gerjahre haben die Berechtigung dieses Ziels bestiitigt
und lassen den Beitritt zur Union als wichtiger er-
scheinen denn je zuvor.»
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Der Beauftragte der Kantonsregierungen in Briis-
sel, Hannes Boner, hat in seinem «Euro-Report»
schon im Friithjahr 2002 pointiert auf diesen Spagat
in der Europapolitik hingewiesen und gefordert, dass
«angesichts der Widerspriiche in der schweizerischen
Europapolitik» eine Denkpause eingelegt werden
miisse. Das deponierte Beitrittsgesuch suggeriere,
dass die Schweiz nicht — wie zum Beispiel die USA —
als Drittland, sondern als Beitrittsland mit der EU
verhandle. Das hat Konsequenzen; denn wer die
Vollmitgliedschaft anstrebt, kann schon heute ohne
Widerspruch einen Teil des dynamischen Acquis
Communautaire der EU tibernehmen, wie er zum Teil
in den «Bilateralen II» enthalten ist. Wer sich jedoch
klar als Drittland positioniert, muss sich vor sol-
chen Schritten hiiten. Der damalige Aussenminister
Joseph Deiss betonte daher kurz nach der Publikation
des «Euro-Report», dass die Schweiz als Drittland
verhandle, «und zwar so hart wie moglich», wihrend
das Integrationsbiiro den kritischen Euro-Report von
seiner Homepage entfernte.

Da mit dem deponierten Beitrittsgesuch und dem
abwartenden Souverin der Spagat zwischen Dritt-
land und Beitrittsland bestehen bleibt, miissen Bun-
desrat und Parlament nach Abschluss der «Bilateralen
II» eine Klirung der Situation anstreben. Im Weite-
ren wird die Regierung bedenken, ob durch ein As-
soziationsabkommen mit der EU die gesamten bila-
teralen Abkommen mit Gewinn in einen institutio-
nellen Gesamtrahmen eingebettet werden sollen.

Dariiber hinaus muss die Schweiz aber auch mit
Blick in die Zukunft die zugegebenermassen schwie-
rige Frage angehen, ob es angesichts der blockierten
innenpolitischen Situation jenseits der Europiischen
Union Alternativen fiir die Schweizer Integrations-
politik gibt. Diese Fragestellung muss auf den zwei
Beobachtungen aufbauen, dass erstens Integration
per sekein Selbstzweck ist, und dass zweitens die auch
aus taktischen Griinden viel bemiihte Floskel vom
«isolierten Sonderfall Schweiz» nicht erst seit dem
Uno-Beitritt ins Reich der Mythen gehért.

Intensiv globalisierte Schweiz

Die Schweiz ist auch ausserhalb von Nato und EU
eines der gesellschaftlich, wirtschaftlich und poli-
tisch am stirksten vernetzten und globalisierten Lin-
der der Welt. Optimale Vernetzung, der aktive Aus-
tausch mit anderen Kulturen im Inland wie im Aus-
land sowie die offenen Zuginge zu anderen Mirkten
haben die Schweiz reich gemacht und liegen daher
auch in Zukunft iiberall in unserem Interesse.

Die enge Verflechtung der Schweiz mit der Welt
beginnt auf der demographischen Ebene: Fast jeder
zehnte Schweizer lebt heute im Ausland, und mit
einem Auslinderanteil von gegen 20 Prozent liegt
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die Schweiz weit vor vergleichbaren Lindern wie
Osterreich (9 Prozent), Deutschland (9 Prozent) und
Dinemark (5 Prozent). Ein Drittel der Schweizer Be-
volkerung sind Migranten oder Nachkommen von
Migranten, und mit durchschnittlich zwei Ausland-
aufenthalten pro Person und Jahr ist der hochmobile
Schweizer gleichsam auch in der Welt zu Hause und
verstindigt sich als polyglotter Weltbiirger in Lon-
don auf Englisch, in Paris auf Franzésisch, in Berlin
auf Deutsch und spricht oft noch Italienisch in Rom,
was ihm nur wenige nachmachen.

Die Schweiz ist auch ausserhalb von
Nato und EU eines der gesellschaftlich,
wirtschaftlich und politisch am
starksten vernetzten und globalisierten

Lander der Welt.

Dasselbe integrierte Bild setzt sich auf der 6kono-
mischen Ebene fort: Die stark auf Deutschland aus-
gerichtete Schweizer Wirtschaft ist noch stirker
gedffnet als jene von Siidkorea (Summe von Impor-
ten und Exporten im Verhiltnis zum Bruttoinland-
produkt), und nicht nur Schweizer Grossunterneh-
men, sondern auch kleine und mittlere Unternehmen
verkaufen ihre Produkte weltweit. Rund jeder zweite
Schweizer Franken wird in der Exportwirtschaft ver-
dient. Vergleichende internationale Studien, die so
unterschiedliche Indikatoren der Globalisierung wie
zum Beispiel «Héhe der direkten Auslandinvesti-
tion», «internationale Telefongespriche in Minuten»
oder «Anzahl auslindischer Botschaften im Lande»
beriicksichtigen, kommen zu einem deutlichen Er-
gebnis: Unter den 62 Lindern, die der Globalisie-
rungsindex des amerikanischen Magazins «Foreign
Policy» untersuchte, rangiert die Schweiz fiir das Jahr
2002 nach Irland, aber vor Singapur, den Niederlan-
den und Schweden auf Platz zwei. Und auch im Vor-
jahr, als der Index zum ersten Mal erstellt wurde,
rangierte die Schweiz mit Platz vier unter den am
meisten globalisierten und vernetzten Lindern der
Welt.

Wer die politische Integration und die Zugehorig-
keit der Schweiz zu den wichtigen internationalen
Organisationen untersucht, mag trotz bilateraler Ab-
kommen und «Partnership for Peace» (PfP) die Ab-
senz von Nato und EU kritisieren. Hieraus aber auf
eine «isolierte Schweiz» zu schliessen, wiirde den Tat-
sachen kaum gerecht. Unser Land verfiigt iiber eine
Vielzahl von internationalen Foren und Kontakten
und ist Mitglied in den Vereinten Nationen (Uno), in
der Weltbank, im Internationalen Wihrungsfonds
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(IMF), in der Organisation fiir Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE), der «Organisa-
tion for Economic Cooperation and Development»
(OECD), im Europarat, der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) und der «European Free Trade Associa-
tion» (Efta). Zudem ist die Schweiz Mitglied von
nahezu hundert mittleren und kleineren internatio-
nalen Organisationen, von der «International Sugar
Organisation» (ISO) in London, iiber die «Interna-
tional Tropical Timber Organization» (ITTO) in
Yokohama, bis zum «Centre Européen pour la
Recherche Nucléaire» (Cern) in Genf.

Mit iiber einer Milliarde Franken pro Jahr trigt zu-
dem vor allem die Direktion fiir Entwicklung und
Zusammenarbeit (Deza) im Aussenministerium nicht
nur den Integrations-, sondern vor allem den Solida-
rititsgedanken der Schweiz in die Welt hinaus. Denn
die Bundesverfassung verlangt mit Recht und Weit-
sicht von der Aussenpolitik, dass sie neben der For-
derung der Schweizer Wohlfahrt auch beitrigt «zur
Linderung von Not und Armut in der Welt, zur Ach-
tung der Menschenrechte und zur Firderung der De-
mokratie, zu einem friedlichen Zusammenleben der
Vilker sowie zur Erhaltung der natiirlichen Lebens-
grundlagen». Die 350 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Deza arbeiten tiglich mit 16 Uno-Pro-
grammen zusammen, helfen in Bolivien beim Abbau
der Aussenschuld, férdern trotz des Krieges die so-
ziale und wirtschaftliche Wiedereingliederung von
Palidstinensern im Gazastreifen und unterstiitzen die
Alphabetisierung in Burkina Faso. Das Deza beweist
tiglich, dass die Schweiz auch ausserhalb der EU so-
zial, weltoffen und integriert mit der Welt koope-
riert. Und wihrend die EU-Linder im biirokrati-
schen Prozess von Briissel fiir ihre Entwicklungspro-
jekte jeweils die Zustimmung aller 15 Mitgliedlinder
brauchen, kann das agile Deza schnell und flexibel

direkt helfen.
Ungenutzte Chancen der Optimierung

Um die Vernetzung der Schweiz jenseits eines EU-
Beitritts noch zu optimieren, ist vom Wirtschaftspub-
lizisten Beat Kappeler schon vorgeschlagen worden,
dass die Schweiz den sich im Rahmen der Globalisie-
rung vergrdssernden Einfluss der WTO geschickt
nutzen miisse. Denn «unmerklich ersetzt die stark aus-
gebaute WTO heute bereits viele regionale, europiische
Integrationsschritte, die einst als grosse Erfolge gefeiert
wurden», wie Kappeler die Bedeutung von regionalen
Binnenmirkten in einer offenen, globalen Ordnung
relativierte. In einigen Bereichen trifft die Beobach-
tung bestimmt zu. Auch wenn der Globalisierungs-
prozess fragil bleibt und der selektive nationale Pro-
tektionismus nicht iiberwunden ist, hat sich zum
Beispiel beim offentlichen Beschaffungswesen die
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Handelspolitik der Schweiz und der EU gerade dank
den multilateralen Handelsabkommen im Rahmen
des Gatt und der WTO auf hohem Niveau geeinigt.

Als weitere Integrationsalternative ist neben der
globalen auch schon auf die regionale Ebene hinge-
wiesen worden, wo Integration unterhalb des Ni-
veaus des EU-Vollbeitritts seit Jahren praktisch gelebt
wird. Die schon 1963 gegriindete europafreundliche

Ein Drittel der Schweizer Bevilkerung
sind Migranten oder Nachkommen

von Migranten.

«Regio Basiliensis» hat unter dem Label «RegioTri-
Rhena» die Oberrhein-Kooperation von Basel mit den
benachbarten deutschen Gebieten um Freiburg und
den franzdsischen Gebieten um Mulhouse stark aus-
gebaut. Unter dem Titel «Deutsch-franzésisch-schwei-
zerische Oberrheinkonferenz» (ORK) tagen drei
Delegationen mit je 25 Vertretern der regionalstaat-
lichen Exekutivpartner zweimal jihrlich im Turnus
in den drei Lindern. Fiir die Schwerpunktbereiche
Wirtschaft, Verkehr, Energie und Umwelt, Raumord-
nung, Kultur sowie Gesundheit und Drogenfragen
sind trinationale Arbeitsgruppen mit iiber 20 Exper-
tenausschiissen in stindigem Einsatz. Der «Ober-
rheinrat» (ORR), ein kleines Parlament aus 71 regio-
nalen Parlamentariern der drei Regionen, begleitet
die Arbeit der ORK und tagt zweimal jihrlich. Auch
ohne EU-Vollmitgliedschaft funktioniert die regio-
nale Integration in der europafreundlichen Nord-
westschweiz. Die Schweiz stellt gemiss Bevolke-
rungsanteil insgesamt 11 kantonale Parlamentarier
aus den Kantonen Basel-Stadt, Basel-Land, Aargau,
Solothurn und Jura im Oberrheinrat.

«Die Schweiz kann die jetzige Situation aufbrechen,
indem sie beispielsweise neuwe Freihandelsvertrige mit
den USA, beziehungsweise mit den Nafta-Staaten ab-
schliesst.» Diese Option prisentierte EU-Gegner
Christoph Blocher 1996 als alternatives Integrations-
modell, welches auch die Abhingigkeit von der deut-
schen Konjunkturlage reduzieren wiirde. «Das gibe
der Schweizer Wirtschaft Aufschwung und Tausende
von neuen Arbeitsplitzen.» Weil aber Blocher mit
Blick auf die Wihlerschaft gleichzeitig die protektio-
nistische Schweizer Landwirtschaft vom Freihandels-
vertrag mit den USA ausklammern wollte, blieb der
Anschluss an die Nafta ein nicht realisierbarer Vor-
schlag, wie auch das US-Aussenministerium sofort
erkannte. «Die Ausklammerung der Landwirtschaft ist
ein enormes Hindernis fiir die USA, um iiberhaupt an
einen Deal mit der Schweiz zu denkeny, liess ein rang-
hoher US-Beamter die Schweiz wissen und wies da-
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mit gleichzeitig auf die Achillesferse der Schweizer
Integrationspolitik hin.

Es besteht kein Zweifel, dass die Schweiz als stark
exportabhingiges Land darauf angewiesen ist, mit
ausgewihlten Lindern priferenzielle Handelsabkom-
men abzuschliessen, um eine Diskriminierung auf
Drittmirkten zu eliminieren. Inwiefern aber der Ab-
schluss von Freihandelsabkommen mit fiir die
Schweiz interessanten Mirkten als Alternative fiir die
Europapolitik geniigen kann, bleibt zumindest um-
stritten. Im Efta-Verbund hat die Schweiz in den
Neunzigerjahren Freihandelsabkommen mit mehr als
einem Dutzend Linder abgeschlossen, die meisten
davon in Osteuropa. Im Abkommen mit Mexiko
wurden zusitzlich zum Warenhandel im Sinne einer
Vertiefung auch die Bereiche Dienstleistungen,
Investitionen und 6ffentliche Beschaffungen in das
Abkommen einbezogen.

Weil aber heute den vier Efta-Lindern (Schweiz,
Norwegen, Island und Liechtenstein) mit total fiinf
Millionen Einwohnern die fiinfzehn EU-Linder mit
total 370 Millionen Einwohnern gegeniiber stehen,
wird die «Rumpf-Efta» als alternatives Integrations-
modell fiir die Schweiz von breiten Kreisen verwor-
fen. Dies umso mehr, als mit der Osterweiterung das
Ungleichgewicht mit 10 neuen EU-Lindern und 100
Millionen neuen EU-Biirgern noch zunehmen wird.
Ungeachtet dieser Stimmungslage hat Robert Nef in
einem Gesprich mit Viadimir Gutnik unlingst pro-
vokativ eine Stirkung der Efta durch neue Mitglie-
der, zum Beispiel Russland, vorgeschlagen, da die
«Efta als Liberalisierungsclub a la carte eine modernere
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Idee als die EU» darstelle, da letztere zu sehr auf Zent-
ralisierung und Harmonisierung setze.

Aufgrund der innenpolitischen Realititen verhan-
delt die Schweiz zurzeit mit der EU als Drittland
und nicht als Beitrittsland und praktiziert in vielen
Bereichen den autonomen Nachvollzug. Gibt es also
Alternativen fiir die Schweizer Integrationspolitik
jenseits der Europiischen Union? Ja, diese gibt es
durchaus: In der Form einer globalen Handelsord-
nung, welche sich auf die WTO stiitzt, in der Form
einer regionalen Kooperation, wie sie die «Regio
TriRhena» vorlebt, in der Form einer Stirkung der Efta
oder dem Abschluss von Abkommen mit ausgewihl-
ten Lindern und Binnenmirkten. Die bilateralen
Vertrige, welche die Schweiz mit der EU abgeschlos-
sen hat, fallen unter letztere Kategorie. Wenn alter-
native Integrationsformen existieren, schliesst sich
also die Frage an, ob diese fiir die Schweiz besser sind
als der vom Bundesrat anvisierte Vollbeitritt zur EU,

woriiber daher auch in Zukunft herzhaft diskutiert
werden darf. 4

DanieLe Ganser, geboren 1972, ist Spezialist fir internationale
Beziehungen. Er hat zur Rolle der Uno in der Kubakrise eine
Monographie publiziert und zum Thema «Nato stay-behind
Geheimarmee» promoviert. Als Projektmanager des Think Tank
Avenir Suisse hat er iber das Verhaltnis der Schweiz zur Uno
geschrieben und ist zusammen mit Uwe Wagschal und Hans
Rentsch Verfasser des Buchs: «Der Alleingang. Die Schweiz zehn
Jahre nach dem EWR-Nein» (Orell Fiissli 2002, auf Franzésisch
bei Labor et Fides 2003).

Hier ist allerdings zu bedauern, dass sich im 19. Jahrhundert dank der Bismarckschen Zentra-
lisierungspolitik nicht jene liberale Staatsrechtsschule durchsetzen konnte, die (vom Schwei-
zer Kantonswesen der Zeit inspiriert) der kommunalen Ebene keine staatliche bzw. hoheitliche,
sondern eine gegentliber dem Staat selbststandige genossenschaftliche Rechtsform geben
wollte (Johann Caspar Bluntschli, Otto v. Gierke et. al.), die das Prinzip der solidarischen
Haftung und der Autonomie gesichert hatte. Damit hatte man sich auch im éffentlichen Sektor
wenigstens den Tugenden des freiwilligen Gemeinsinns genahert.

Wie immer in der Politik, muss auch bei der Frage der Starkung des Gemeinsinns langsam
durch harte und dicke Bretter gebohrt werden. Dabei darf man das Ziel nicht aus den Augen
verlieren, ndmlich den Nutzen des Gemeinsinns. Oder wie Schulze-Delitzsch schon 1866 sagte:
«Es giebt keine grossere Lebensklugheit, als die Humanitat, es giebt keine nitzlichere Anlage
von Kraft und Mitteln, keine, welche sich héher verzinst, als das auf Bestrebungen dieser Art

Verwendete.»

Aus: Detmar Doering, Liberale Ordnung und privater Gemeinsinn, in: Freiheit und soziale Ver-
antwortung, Otto Graf von Lambsdorff (Hrsg.), FAZ-Buch, Frankfurt/M., 2001.

SCHWEIZER MONATSHEFTE 83. JAHR HEFT 5



	Jenseits der Europäischen Union? : Alternativen zur Schweizer Integrationspolitik

